
AG
Ethisch-ökologische Vermögensberatung

Einladung zur
ordentlichen hauptversammlung
Wir laden unsere Aktionäre hiermit zu der am Freitag, den 14. Juli 2017 um 10.00 Uhr in der Tonhalle Düsseldorf, 

Helmut-Hentrich Saal, Ehrenhof 1, 40479 Düsseldorf stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung ein.

Tagesordnung
 

Punkt 1 der tagesordnung

Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der  

ÖKOWORLD AG zum 31. Dezember 2016 nebst Lagebericht und 

Bericht des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2016

Diese zu diesem Punkt 1 der Tagesordnung vorgelegten  

Unterlagen nebst dem Vorschlag für die Verwendung des Bilanz-

gewinns können von der Einberufung der Hauptversammlung 

an bei der Gesellschaft eingesehen und auf der Internetseite der 

Gesellschaft unter http://www.oekoworld.com/die-oekoworld-

ag/investor-relations/hauptversammlungen/ordentliche-hv/ 

abgerufen werden. Die Unterlagen werden auch in der Haupt-

versammlung zugänglich sein und mündlich erläutert werden. 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresab-

schluss zum 31. Dezember 2016 gebilligt; der Jahresabschluss 

ist damit gemäß § 172 AktG festgestellt. Entsprechend den  

gesetzlichen Bestimmungen ist daher eine Beschlussfassung 

der Hauptversammlung zu diesem Punkt 1 der Tagesordnung 

nicht vorgesehen. 

 

Punkt 2 der tagesordnung

Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn für 

das Geschäftsjahr 2016 in Höhe von 5.057.144,29 EUR wie  

folgt zu verwenden:

a)	 Ausschüttung einer Dividende von 0,51 EUR  

	 je dividendenberechtigter Vorzugsaktie  

	 (Stück 2.956.846) 	 1.507.991,46 EUR

b)	 Ausschüttung einer Dividende von 0,51 EUR  

	 je dividendenberechtigter Vorzugsaktie der  

	 Serie B (Stück 480.878)	 245.247,78 EUR 

ÖKOWORLD AG, Hilden

WKN 540 868 / ISIN DE0005408686

WKN 540 867 / ISIN DE0005408678

WKN A0EKMG / ISIN DE000A0EKMG

c)	 Ausschüttung einer Dividende von 0,50 EUR 

	 je dividendenberechtigter Stammaktie  

	 (Stück 4.200.000)	 2.100.000,00 EUR

d)	 Vortrag des verbleibenden Bilanzgewinns  

	 auf neue Rechnung	 1.203.905,05 EUR

Eigene Aktien sind nicht dividendenberechtigt. Der aus dem 

Bilanzgewinn auf die von der Gesellschaft zum Zeitpunkt der 

Hauptversammlung gehaltenen eigenen Aktien entfallende  

Betrag der Dividende wird auf neue Rechnung vorgetragen. 

Da sich die Zahl der dividendenberechtigten Aktien bis zur 

Hauptversammlung ändern kann, wird in der Hauptversamm-

lung ein entsprechend angepasster Beschlussvorschlag zur  

Abstimmung gestellt, der unverändert eine Dividende von 

0,51 EUR je dividendenberechtigter Vorzugsaktie (ohne Vor- 

zugsaktien Serie B),

0,51 EUR je dividendenberechtigter Vorzugsaktie der Serie B und

0,50 EUR je dividendenberechtigter Stammaktie

bei entsprechender Anpassung des auf neue Rechnung vorzu- 

tragenden Betrags vorsieht. 

Gemäß § 58 Abs. 4 Satz 2 AktG in der seit dem 1. Januar 2017 

geltenden Fassung ist der Anspruch auf die Dividende am 

dritten auf den Hauptversammlungsbeschluss folgenden Ge-

schäftstag, das heißt am Mittwoch, den 19. Juli 2017, fällig.

Punkt 3 der tagesordnung

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 

Vorstandes für das Geschäftsjahr 2016

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den im Geschäftsjahr 

2016 amtierenden Mitgliedern des Vorstands für diesen Zeitraum 

Entlastung zu erteilen.



Punkt 4 der tagesordnung

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder  

des Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 2016

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 

2016 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats für diesen  

Zeitraum Entlastung zu erteilen.

Punkt 5 der tagesordnung

Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2017

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Baker Tilly AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Düsseldorf, zum 

Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2017 zu wählen.

Punkt 6 der tagesordnung

Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb und 

zur Veräußerung eigener Aktien unter Bezugsrechtsaus-

schluss und Ausschluss des Andienungsrechts der Aktionäre

Die Ermächtigung des Vorstands vom 26. Juni 2015, eigene  

Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrates ohne weiteren Haupt-

versammlungsbeschluss einzuziehen, wurde in der Vergangen-

heit teilweise ausgenutzt. Die Ermächtigung vom 26. Juni 2015 

soll daher, soweit von ihr noch kein Gebrauch gemacht wurde, 

aufgehoben und die Gesellschaft erneut zum Erwerb eigener  

Aktien und zur Einziehung ohne weiteren Hauptversammlungs-

beschluss ermächtigt werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu 

fassen:

a)	 Die von der Hauptversammlung am 26. Juni 2015 beschlos-

sene Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien wird, soweit von 

ihr noch kein Gebrauch gemacht wurde, mit Wirkung zum Ablauf 

des 14. Juli 2017 aufgehoben. Sodann wird die Gesellschaft er-

mächtigt, Aktien der Gesellschaft zu erwerben. Die Ermächtigung 

ist auf den Erwerb von eigenen Aktien von insgesamt bis zu 10% 

des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung 

bestehenden Grundkapitals beschränkt. Der Erwerb darf auch  

unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten erfolgen, d. h. von Call- 

und/oder Put-Optionen.

b)	 Als Zweck des Aktienerwerbs wird der Handel in eigenen  

Aktien dabei ausgeschlossen. Auf die erworbenen Aktien dürfen 

zusammen mit anderen eigenen Aktien, die sich im Besitz der  

Gesellschaft befinden oder ihr nach den §§ 71a ff. AktG zuzu-

rechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10% des jeweils be-

stehenden Grundkapitals entfallen. Die Ermächtigung wird am  

15. Juli 2017 wirksam und gilt bis zum Ablauf des 13. Juli 2022.

c)	 Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands und innerhalb der 

sich aus den aktienrechtlichen Grundsätzen ergebenden Grenzen 

unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) 

über die Börse oder außerhalb der Börse, letzteres insbesondere 

durch ein öffentliches Kaufangebot. Bei einem öffentlichen An-

gebot kann die Gesellschaft entweder einen Preis oder eine Preis-

spanne für den Erwerb festlegen.

Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, darf der gezahlte 

Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Eröffnungs-

kurs für die Aktien der Gesellschaft im XETRA®-Handel an der 

Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem von der Deutschen  

Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) am jeweiligen Handels-

tag vor dem Erwerb um nicht mehr als 10% überschreiten und um 

nicht mehr als 20% unterschreiten.

Erfolgt der Erwerb der Aktien außerhalb der Börse, darf der ge-

zahlte Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den maß-

geblichen Wert einer Aktie der Gesellschaft um nicht mehr als  

10% überschreiten und um nicht mehr als 20% unterschreiten. 

Der maßgebliche Wert ist bei einem öffentlichen Kaufangebot der 

durchschnittliche Eröffnungskurs für die Aktien der Gesellschaft 

im XETRA®-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse (oder ei-

nem von der Deutschen Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) 

an den letzten fünf Handelstagen vor der öffentlichen Ankündi-

gung des Kaufangebots. Ergeben sich nach der Veröffentlichung 

eines formellen Angebots nicht unerhebliche Abweichungen des 

Börsenkurses der Aktie der Gesellschaft gegenüber dem maß-

geblichen Wert, so kann das Angebot angepasst werden. Im Falle 

der Anpassung wird auf den durchschnittlichen Eröffnungskurs 

für die Aktien der Gesellschaft im XETRA®-Handel an der Frank-

furter Wertpapierbörse (oder einem von der Deutschen Börse AG 

bestimmten Nachfolgesystem) an den letzten fünf Handelstagen 

vor der Veröffentlichung der Angebotsanpassung abgestellt. 

Bei einem Erwerb der Aktien außerhalb der Börse in sonstiger 

Weise ist der maßgebliche Wert der durchschnittliche Eröffnungs-

kurs für die Aktien der Gesellschaft im XETRA®-Handel an der 

Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem von der Deutschen  

Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) an den letzten fünf 

Handelstagen vor dem Abschluss des dem Erwerb zugrundelie- 

genden Vertrages.

Überschreitet bei einem öffentlichen Kaufangebot die Zeichnung 

das Volumen des Angebotes, erfolgt die Annahme nach Quo-

ten. Dabei kann eine bevorrechtigte Annahme geringerer Stück- 

zahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär sowie eine  

Rundung nach kaufmännischen Gesichtspunkten vorgesehen 

werden.

d)	 Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund einer Ermäch-

tigung nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworbenen eigenen Aktien 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter Wahrung des Gleichbe-

handlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) zu anderen Zwecken als dem  

Handel in eigenen Aktien wieder zu veräußern.

e)	 Die Veräußerung der erworbenen eigenen Aktien kann über 

die Börse erfolgen. Das Bezugsrecht der Aktionäre ist dabei aus-

geschlossen.

f)	 Daneben kann die Veräußerung auch in anderer Weise als 

über die Börse vorgenommen werden, insbesondere auch gegen 

Sachleistungen etwa zum Erwerb von Unternehmen, Unterneh-



mensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen, gewerblichen 

Schutzrechten, wie z. B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete 

Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sach-

einlagen, auch Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschrei-

bungen und sonstigen Finanzinstrumenten. Eine Veräußerung 

außerhalb der Börse ist insbesondere auch zulässig, sofern ma-

ximal Aktien, die zehn vom Hundert des Grundkapitals, und zwar 

sowohl berechnet auf den Zeitpunkt des Wirksamwerdens die-

ser Ermächtigung als auch auf den Zeitpunkt der Ausübung der  

Ermächtigung veräußert werden und die erworbenen eigenen 

Aktien zu einem Preis veräußert werden, der den maßgeblichen 

Wert von Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeit-

punkt der Veräußerung nicht um mehr als 5% (ohne Nebenkos-

ten) unterschreitet. Auf den Betrag von 10% des Grundkapitals 

gemäß dem vorherigen Satz ist der Betrag anzurechnen, der auf 

Aktien entfällt, die aufgrund einer anderen entsprechenden Er-

mächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer 

oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG  

bis zu der jeweiligen Ausübung der vorliegenden Ermächtigung 

ausgegeben bzw. veräußert werden, soweit eine derartige An-

rechnung gesetzlich geboten ist. Als maßgeblicher Wert gilt dabei 

der Durchschnitt der Eröffnungskurse für die Aktien der Gesell-

schaft im XETRA®-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse 

(oder einem von der Deutschen Börse AG bestimmten Nachfolge-

system) an den letzten fünf Börsenhandelstagen vor der Veräuße-

rung der Aktien. Das Bezugsrecht der Aktionäre ist in den Fällen 

dieses lit. f ) ausgeschlossen.

g)	 Der Vorstand wird ermächtigt, eigene Aktien den Aktionären 

aufgrund eines an alle Aktionäre gerichteten Angebots unter 

Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) zum 

Bezug anzubieten. Der Vorstand kann in diesem Fall mit Zu- 

stimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht für Spitzenbeträge 

ausschließen. 

h)	 Der Vorstand wird ferner ermächtigt, die eigenen Aktien mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats ohne weiteren Hauptversamm-

lungsbeschluss einzuziehen. Die Einziehung führt zur Kapitalher-

absetzung. Der Vorstand kann abweichend hiervon bestimmen, 

dass das Grundkapital bei der Einziehung unverändert bleibt 

und sich stattdessen durch die Einziehung der Anteil der übrigen 

Stückaktien am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 AktG erhöht (ver-

einfachtes Einziehungsverfahren gem. § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG). 

Der Vorstand ist in diesem Fall zur Anpassung der Angabe der Zahl 

der Stückaktien in der Satzung ermächtigt. 

i)	 Die Ermächtigungen unter lit. a) bis h) können ganz oder in Teil-

beträgen, einmal oder mehrmals, einzeln oder gemeinsam durch 

die Gesellschaft, aber auch durch ihre Konzernunternehmen oder 

für ihre oder deren Rechnung durch Dritte ausgenutzt werden.

Die Ermächtigungen erfassen auch die Verwendung von eigenen 

Aktien der Gesellschaft, die aufgrund früherer Ermächtigungsbe-

schlüsse nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworben wurden.

Bericht des Vorstands über den Ausschluss des Bezugsrechts 

im Rahmen der Ermächtigung zum Erwerb und zur Veräuße-

rung eigener Aktien gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, Halbsatz 2,  

186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 6

a)	 Einleitung

Der Vorstand hat zu Punkt 6 der Tagesordnung gemäß §§ 71 Abs. 

1 Nr. 8 Satz 5, Halbsatz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG einen schrift-

lichen Bericht über die Gründe für den Bezugsrechtsausschluss 

erstattet. Der Bericht liegt vom Tage der Einberufung an in den 

Geschäftsräumen der ÖKOWORLD AG, Itterpark 1, 40724 Hil-

den, Deutschland, zur Einsicht der Aktionäre aus, ist über die 

Internetseite der Gesellschaft unter http://www.oekoworld.com/

die-oekoworld-ag/investor-relations/hauptversammlungen/

ordentliche-hv/ zugänglich und liegt auch während der Haupt-

versammlung zur Einsicht der Aktionäre aus. Eine Abschrift wird 

jedem Aktionär auf Verlangen unverzüglich und kostenlos erteilt 

und zugesandt. Der Bericht wird wie folgt bekannt gemacht: 

b)	 Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 

Deutsche Unternehmen dürfen eigene Aktien in begrenztem Um-

fang auf Grund einer besonderen Ermächtigung durch die Haupt-

versammlung erwerben. Die Laufzeit der Ermächtigung ist auf 

fünf Jahre begrenzt. Damit soll der Vorstand in die Lage versetzt 

werden, im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre eigene 

Aktien bis zu einer Höhe von 10 % des derzeitigen Grundkapitals 

der Gesellschaft zu erwerben. Dabei soll der Gesellschaft vorlie-

gend die Möglichkeit gegeben werden, eigene Aktien zu allen ge-

setzlich zulässigen Zwecken zu erwerben, etwa zur Reduzierung 

der Eigenkapitalausstattung, zur Kaufpreiszahlung für Akquisitio-

nen oder aber, um die Aktien wieder zu veräußern. 

c)	 Erwerb durch öffentliches Kaufangebot 

Neben dem Erwerb über die Börse soll die Gesellschaft auch die 

Möglichkeit erhalten, eigene Aktien außerhalb der Börse, insbe-

sondere durch ein öffentliches, an die Aktionäre der Gesellschaft 

zu richtendes Kaufangebot zu erwerben. Der Gesellschaft wird 

damit größere Flexibilität eingeräumt. 

Bei dem Erwerb eigener Aktien über ein öffentliches Kaufangebot 

ist der aktienrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz zu beach-

ten. Sofern ein öffentliches Kaufangebot überzeichnet ist, muss 

die Annahme nach Quoten erfolgen. Jedoch soll es zulässig sein, 

eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten oder kleiner Teile 

von Offerten bis zu maximal 100 Stück Aktien vorzusehen. Diese 

Möglichkeit dient dazu, glatte Erwerbsquoten festlegen zu kön-

nen und trotzdem kleine Aktienbestände zu berücksichtigen. 

d)	 Verwendungsmöglichkeiten der eigenen Aktien

Die Möglichkeit zum Wiederverkauf eigener Aktien dient der ver-

einfachten Mittelbeschaffung. Gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG 

kann die Hauptversammlung der Gesellschaft auch zu einer an-

deren Form der Veräußerung als über die Börse unter Ausschluss 

des Bezugsrechts ermächtigen. 

Insbesondere können die eigenen Aktien entsprechend § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG zu einem Preis veräußert werden, der den Bör-



senkurs der Aktien der Gesellschaft im Zeitpunkt der Veräußerung 

nicht wesentlich unterschreitet. Die Möglichkeit einer solchen 

Veräußerung liegt im Interesse der Gesellschaft. Sie erlaubt eine 

schnellere und kostengünstigere Platzierung der Aktien als deren 

Veräußerung unter entsprechender Anwendung der Regeln eines 

Bezugsrechts der Aktionäre. Den Aktionären entsteht nach der 

Wertung des Gesetzgebers kein Nachteil, da sie, soweit sie am Er-

halt ihrer Stimmrechtsquote interessiert sind, die entsprechende 

Anzahl von Aktien jederzeit an der Börse erwerben können. 

Darüber hinaus schafft die Ermächtigung die Möglichkeit, eigene 

Aktien als Gegenleistung bei dem Erwerb von Unternehmen, Un-

ternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen, gewerb-

lichen Schutzrechten, wie z. B. Patenten, Marken oder hierauf 

gerichtete Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sonsti-

gen Sacheinlagen, auch Schuldverschreibungen, Wandelschuld-

verschreibungen und sonstigen Finanzinstrumenten anbieten zu 

können. Der internationale Wettbewerb und die Globalisierung 

der Wirtschaft verlangen zunehmend diese Form der Akquisi-

tionsfinanzierung. Die vorgeschlagene Ermächtigung soll der  

Gesellschaft den notwendigen Handlungsspielraum geben, um 

Akquisitionschancen schnell und flexibel nutzen zu können.

e)	 Berichterstattung

Der Vorstand wird der jeweils folgenden Hauptversammlung über 

eine Ausnutzung dieser Ermächtigung berichten. Zudem gibt 

die Gesellschaft im Anhang zum jeweiligen Jahresabschluss den 

Bestand an eigenen Aktien der Gesellschaft, den Zeitpunkt des 

Erwerbs, die Gründe für den Erwerb, bei entsprechenden Trans-

aktionen im betreffenden Geschäftsjahr sogar die jeweiligen Er-

werbe oder Veräußerungen unter Angabe der Zahl der Aktien, des 

Erwerbs- oder Veräußerungspreises sowie die Verwendung des 

Erlöses, an.

Konkrete Pläne für die Ausnutzung dieser Ermächtigung bestehen 

derzeit noch nicht.

Teilnahme an der Hauptversammlung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung (Stamm- und Vorzugs-

aktien sowie Vorzugsaktien der Serie B) und zur Ausübung des 

Stimmrechts (nur Stammaktien) berechtigt sind nach § 9 Abs. 4 

Satz 1 und 2 der Satzung alle am Tag der Hauptversammlung im 

Aktienregister eingetragenen Aktionäre, die sich in Textform in 

deutscher oder englischer Sprache angemeldet haben. Die An-

meldung muss der Gesellschaft unter der Adresse 

	 ÖKOWORLD AG	

	 c/o BADER & HUBL GmbH	

	 Wilhelmshofstraße 67, 74321 Bietigheim-Bissingen	

	 Telefax: (07142) 788667-55	

	 E-Mail: hauptversammlung@baderhubl.de

bis spätestens zum Ablauf des Freitag, dem 7. Juli 2017, zugehen. 

Umschreibungen im Aktienregister finden nach § 9 Abs. 4 Satz 3 

der Satzung der Gesellschaft ab dem sechsten Tag vor der Haupt-

versammlung, d. h. ab Montag, dem 10. Juli 2017, bis zum Ablauf 

der Versammlung nicht statt. 

Stimmrechtsausübung

Aktionäre, die ihre Aktien fristgerecht angemeldet haben, kön-

nen ihr(e) Stimmrecht(e) auch durch einen Bevollmächtigten, 

zum Beispiel durch ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung 

oder eine andere Person ihrer Wahl, ausüben lassen. Die Voll-

machtserteilung, der Widerruf der Vollmacht und der Nachweis 

der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft müssen ge-

mäß § 134 Abs. 3 Satz 3 AktG grundsätzlich in Textform (§ 126 b  

BGB) erfolgen. Ein Nachweis der Vollmachtserteilung kann per  

E-Mail an katrin.hammerich@oekoworld.com übermittelt wer-

den. Wenn ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder 

eine andere der in § 135 AktG gleichgestellten Institutionen oder 

Personen bevollmächtigt werden soll, richtet sich in diesem Fall 

das Formerfordernis nach den aktienrechtlichen Vorschriften des 

§ 135 AktG. Wir weisen jedoch darauf hin, dass in diesen Fällen 

die zu bevollmächtigenden Institutionen oder Personen mögli-

cherweise eine besondere Form der Vollmacht verlangen, weil sie 

gemäß § 135 AktG die Vollmacht nachprüfbar festhalten müssen. 

Bitte stimmen Sie sich daher, wenn Sie ein Kreditinstitut, eine 

Aktionärsvereinigung oder eine andere der in § 135 AktG gleich-

gestellten Institutionen oder Personen bevollmächtigen wollen, 

mit diesen Institutionen oder Personen über eine mögliche Form 

der Vollmacht ab.

Stammaktionäre können sich auch durch von der Gesellschaft 

benannte Stimmrechtsvertreter in der Hauptversammlung ver-

treten lassen. Die Stimmrechtsvertreter üben das Stimmrecht 

ausschließlich auf der Grundlage der vom Aktionär erteilten Wei-

sungen aus. Bitte beachten Sie, dass die Stimmrechtsvertreter 

keine Aufträge zu Wortmeldungen, zur Einlegung von Widersprü-

chen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse oder zum Stellen 

von Fragen oder von Anträgen entgegennehmen. Weitere Einzel-

heiten hierzu werden den Stammaktionären mit den Anmelde-

unterlagen mitgeteilt.

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126, 127 

AktG sind an folgende Adresse auf dem Postweg, per Telefax 

oder per E-Mail zu übersenden:

	 ÖKOWORLD AG	

	 z. Hd. Frau Rechtsanwältin Katrin Hammerich	

	 Itterpark 1, 40724 Hilden, Telefax 02103-929 4134	

	 E-Mail: katrin.hammerich@oekoworld.com

Rechtzeitig, d. h. bis Donnerstag, dem 29. Juni 2017 eingegan-

gene Anträge und Wahlvorschläge im Sinne der §§ 126, 127 AktG 

werden den anderen Aktionären im Internet unter http://www.

oekoworld.com/die-oekoworld-ag/investor-relations/hauptver-

sammlungen/ordentliche-hv/ zugänglich gemacht. Dort finden 

Sie auch etwaige Stellungnahmen der Verwaltung. 

Wir freuen uns, Sie in Düsseldorf begrüßen zu dürfen. 

 

Hilden, im Mai 2017 

Der Vorstand der ÖKOWORLD AG


